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1. Einleitung 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren. 

 
Die Tatsache, daß ich hier stehe, hat einmal etwas mit dem Skandal zu tun, den 
ich genauer beleuchteten will. Zum anderen stehe ich hier als Hamburger Bür-
ger. Insofern freue ich mich, daß Bürgerinnen und Bürger Hamburgs sich hier 
versammelt haben, um daran mitzuwirken, daß unter Umständen der Skandal, 
um den es hier geht, wieder rückgängig gemacht werden kann. Darum stehe 
ich hier und befasse mich mit diesem Thema. 
 
Ich selbst bin – das wurde in der Einführung gesagt – seit über 30 Jahren Poli-
tikwissenschaftler, befasse mich seitdem sowohl mit Parteien, mit Wahlen 
(nicht Wahlrecht) sondern den tatsächlichen Prozessen des Wahlverhaltens, 
Wahlausgängen und mit Fragen der Demokratietheorie. Ich sage dies nicht nur, 
weil ich darüber grau geworden bin, sondern weil ich in dieser langen Zeit kei-
nen in der Art vergleichbaren Skandal erlebt habe, um den es hier geht. 
 
Betrachten wir hierzu einmal die Geschichte, die mehr als 50-jährige Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland: Es gibt kein vergleichbares Ereig-
nis, daß irgendwo in irgendeinem Land oder in irgendeiner Stadt  in  Deutsch-
land eine Partei herangegangen wäre, nachdem die Bürgerschaft in einer 
Volksabstimmung darüber befunden hat, welches Wahlrecht sie haben will, 
dieses Wahlrecht - bevor es überhaupt in Erprobung gegangen ist – e i n f a c h  
a u s z u h e b e l n . Dies ist ein singulärer Skandal und dies in einer Stadt – und 
dafür brauchen wir, Herr Mackensen, vielleicht genau die Patriotische Gesell-
schaft als Versammlungsort - die doch von den Bürgerinnen und Bürgern her 
betrachtet sich selbstbewußt freiheitlich nennt: weltoffen und republikanisch, 
demokratisch.  
 
Was sind die Hintergründe dafür? Vieles von dem, was man jetzt alles erwäh-
nen müßte, werden die meisten kennen. Denn man kann ja nicht sagen, daß die 
Medien nicht darüber berichtet hätten. Aber wie kommt es zu einer solchen Si-
tuation, daß ein  durch Volksentscheid beschlossenes Wahlgesetz ausgehebelt 
wird – und zwar von einer herrschenden Partei. Herr Mackensen hat betont, 
daß es die CDU ist. Ich werde allerdings erläutern (ich beziehe das jetzt nicht 
auf die GAL), daß die etablierten Parteien Hamburgs vielleicht in einer ande-
ren Regierungs-Konstellation ähnlich gehandelt hätten. Davon aber gleich. 
 
Ich möchte meine Gedanken folgendermaßen gliedern: 
 
Zunächst möchte ich – auch wenn das ein bißchen akademisch klingt – einmal 
etwas grundsätzlich herauskehren: was sind überhaupt Wahlen? Das halte ich 
kurz: nicht das sie jetzt schon ihre Stirn in Falten legen!  
 
Ich  werde dann (das ist wichtig, um einen Vergleich herbeizuführen) noch mal 
auf die Geschichte des Wahlrechts in Hamburg zu sprechen kommen. Das be-
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nötige ich aus dem Grund: weil es in Hamburg Parteiklüngel gegeben hat und 
immer noch gibt - Partei-Oligarchien. Dafür sind charakteristisch die älteren 
Hamburger Parteien – und zwar aus dem Grunde, weil das alte Wahlrecht ih-
nen zugespielt hat. Das möchte ich doch einmal herauskehren.  
 
Dies ist übrigens mit ein zentraler Grund, warum man herangegangen ist, über 
eine Volksinitiative diesen Rahmenbedingungen oligarchischer Parteienherr-
schaft in Hamburg einen Riegel vorzuschieben. 
 
Umso skandalträchtiger  ist natürlich: nachdem das erfolgreich war – durch 
Volksentscheid – daß nun das Imperium zurückschlägt! 
 
Und genau die Dinge, die als Erfolg festzumachen sind, sehr geschickt auszu-
hebeln.  
 
So – das wird das Programm sein. Natürlich, wenn ich sehe (ich beobachte na-
türlich Ihr Augenweiß), daß Ihre Augen rot unterlaufen sind, dann muß ich 
stoppen, so daß ich in 20/30 Minuten mit meinem Vortrag zu Ende bin. 
 
 
2. Funktion und demokratische Bedeutung des Wahlrechts 
 
Was bedeuten Wahlen? 
 
Wahlen sind nicht nur ein Akt, der sich darauf beschränkt, daß man zur Wahl-
urne geht und seinen Präferenzen Ausdruck gibt. Sondern (historisch betrach-
tet) waren Wahlen immer eins: der K a m p f  u m  d i e  D e m o k r a t i e !  
 
Das 19. Jahrhundert, die Demokratiebewegung, schrieb freie und allgemeine 
Wahlen auf ihre Fahnen. Insofern ist natürlich die  A r t   des Wählens aus-
schlaggebenden und  w i e  sich darüber Demokratie verwirklicht. Denn: was 
haben wir historisch festzuhalten? Die Herrschenden, gegen die sich ja der 
Kampf um das Wahlrecht richtete, setzten alles daran, das Wahlrecht manipu-
lativ so zu organisieren, daß der Volkswille unter Umständen verfälscht, einge-
schränkt oder gar ins Umgekehrte verdreht wurde. 
 
Betrachten wir nur einmal – die meisten werden es wissen – das frühere engli-
sche Wahlrecht: mit massiv ungerechter Einteilung der Wahlkreise. Das heißt: 
Großstädte mit der Arbeiterschaft hatten nie eine Chance, in das englische Par-
lament einzuziehen. Weil das alte englische Wahlrecht den langjährigen be-
völkerungsarmen Landwahlkreisen und damit den Konservativen zuspielte. 
Das war so ein Trick. Das ist lange her. So etwas in unseren Tagen noch ein-
mal so zu praktizieren, das würde der CDU allerdings nicht den Sinn kommen. 
Das wäre zu offenkundig.  
 
Es gab das Drei-Klassen-Wahlrecht Preußens. 
 
Jetzt mache ich aber einen Sprung. Denn da gäbe es ungezählte weitere Bei-
spiele zu nennen. Auch: manche Teilnehmer hier, die eines etwas älteren Da-
tums sind, können sich noch an Adenauer erinnern, der die FDP immer da-
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durch disziplinierte, daß er mit der Einführung des Mehrheitswahlrechts droh-
te, weil er genau wußte: dann verschwindet diese Partei von der Bildfläche.  
 
Das heißt: die  A r t   des Wahlrechts ist eng verknüpft mit der Machtfrage, 
nämlich eben jener Frage: wer wird am Wahltag  t a t s ä c h l i c h  - wer wird 
am Ende das Ergebnis eines solchen Wahlaktes beeinflussen. 
 
 
3. Das ältere Hamburger Wahlrecht im Kontext der Parteienherrschaft 
 
Jetzt einmal zur Hamburger Situation. 
 
Hamburg hat nach dem Kriege verschiedene Stadien der Wahlrechtsentwick-
lung erlebt. Die ersten Jahre waren noch durch ein  M e h r h e i t s w a h l r e c h t  
bestimmt, was übrigens einseitig der SPD übermäßig viele Mandate zuspielte. 
Dann kam die so genannte „Bürger-Block-Ära“ in Hamburg (damals schon un-
ter Führung der CDU). Die führte dann zu ihrer Zeit ein reines V e r h ä l t -
n i s w a h l r e c h t  ein. Dieses Verhältniswahlrecht trat 1956 in Kraft. Seitdem 
haben wir – und wir kennen es ja – (ich nehme an: ich habe lauter Hamburge-
rinnen und Hamburger hier sitzen) die Situation: man geht zur Wahl, findet 
dort  Parteilisten vor und - worin liegt denn dann unsere Wahlalternative? 
Welchen Handlungsspielraum haben wir dabei?  
 
Wir dürften mit einer einzigen Stimme (was die Bürgerschaftswahl angeht) 
entweder eine Liste ankreuzen oder eine andere. Welches Recht ist uns entzo-
gen: auch nur in irgendeiner Weise darüber zu befinden,  w e r  in die Bürger-
schaft kommt. Darauf haben wir keinen Einfluß gehabt. Zwischen 1956 und 
2004.  
 
Dieses Wahlrechts war einseitig parteienzentriert. Wieso denn? Weil der 
Einfluß der Parteien dermaßen stark ist, daß durch einen innerparteilichen Pro-
zeß bei der Kandidatenaufstellung bereits feststeht, wer in die Bürgerschaft 
kommt. Das heißt: wir als Wählerinnen und Wähler akklamieren nur noch 
(Beifall)! Wir klatschen eigentlich nur Listen zu, die bereits in ihrer Rangfolge 
feststehen.  
 
Wer wird dadurch begünstigt? Diejenigen die über die Aufstellung dieser Lis-
ten entscheiden. 
 
Und wenn wir uns jetzt noch einmal die Parteien in Hamburg anschauen – die 
älteren: begünstigt waren durch dieses reine Listenwahlrecht die innerparteili-
chen oligarchischen Zirkel in SPD und CDU - massiv begünstigt. Wieso? 
 
Wenn man innerparteilich herangeht und stellt eine Liste auf,  wird eine kleine 
Gruppe begünstigt  – übrigens unter Echternach (manchen ja noch ein Beg-
riff): der so genannte „Magdalenenkreis“ – und die bestimmt darüber, wie die   
Listenreihenfolge der Personen auszusehen soll, die dann später durch unsere 
Akklamation in die Bürgerschaft kommen.  
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Wie sichere ich dieses Verfahren ab, damit ich eine wirklich abgesicherte in-
nerparteiliche Oligarchie habe? Auf jeden Fall nicht, indem ich erst einmal die 
Parteimitglieder selber wählen lasse: das wäre ja viel zu unkontrolliert! Son-
dern ich mache es über ein Delegierten-System: d. h. ich mache eine Delegier-
tenversammlung und diesen Delegierten wird eine feste Liste vorgelegt, und 
die wird nach dem so genannten Blockwahl-Verfahren einstimmig durchge-
peitscht. Das heißt: wenn jemand in dieser Delegiertenversammlung säße und 
würde die Hand heben und sagen: „Ich will auch!“, ja dann würde durch dieses 
Blockwahlverfahren, das übrigens CDU und  SPD beide praktiziert haben, da 
würde das schlicht unterbunden werden. 
 
Kurzum:  L i s t e n w a h l r e c h t   mit einer Stimme ohne Wahlkreise in Ham-
burg war der Nährboden, auf dem sich speziell hier ein Biotop entwickeln 
konnte, wo daselbst innerparteiliche oligarchische Zirkel ihr Leben so richtig 
entfalten konnten.  
 
Nun könnte man sagen, die Namen sind ja nahezu längst vergessen – dazu 
könnte man auch in die SPD hineingucken: Oswald Paulig und wie sie alle 
hießen - alles Geschichte.  
 
Nehmen wir aber mal doch nochmals diesen alten Fall – und der ist bundes-
weit ein Prototyp –  der hat nämlich in der Literatur Furore gemacht – und die-
ser  P r o t o t y p  einer oligarchischen Parteibildung verkörperte die „Echter-
nach-CDU“ in den 70er und 80er Jahren. Um Echternach herum bestand ein 
enger Zirkel von Freunden. Welcher war der Engste: Dirk Fischer, der heute 
noch Parteivorsitzender ist und der umgeben mit anderen weiteren die Partei 
regierte. Gelegentlich wurde von einem „innerparteilichen Stalinismus“ („De-
mokratischer Zentralismus“ – DKP)ii geredet. 
 
Dieses systematische Aushebeln von innerparteilichen Demokratie führte so-
weit, daß 1993 (ausgelöst übrigens durch Markus Wegner, einen innerpartei-
lichen Opponenten innerhalb der CDU) das Verfassungsgericht hier in Ham-
burg entschied: diese Umstände sind verfassungswidrig. Die Folgen waren 
einzigartig in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland: erstmalig wur-
de auf Grund innerparteilicher Wahlmanipulationen eine ganze Bürger-
schaftswahl aufgehoben und wir Hamburgerinnen und Hamburger mußten er-
neut zur Wahl gehen.  
 
Wer wurde damals von den Hamburger Wählern bei der Wiederholungswahl 
abgestraft? Die CDU. Sie wurde weit abgeschlagen. 
 
Nun könnte man sagen: das ist Vergangenheit. Natürlich war damals (und das 
galt auch für die SPD) die CDU gezwungen, die innerparteilichen Satzungsre-
gelungen zu verändern – und zwar mit dem Ergebnis, daß dieses harte 
B l o c k w a h l s y s t e m  beseitigt wurdeiii.  
 
Die Möglichkeit sich hinzustellen und zu sagen. „Ich bin Kandidat und ich 
konkurriere mit diesen von dem kleinen Eliten-Zirkel genannten Personen-
gruppen!“ diese Möglichkeit würde verstärkt. 
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Gleichwohl gilt (auf der Basis des alten Listenwahlrechts) bis heute noch in 
Hamburg ein Art Kartell-Parteien-System. Ein Begriff der internationale Par-
teienforschung, die genau hier ihren Scheinwerfer auf Deutschland richtet und 
sagt: “hier herrschen Kartellparteien, in denen kleine kollegialen Zirkel in der 
Lage sind, den Willensbildungsprozeß von oben nach unten zu dirigieren“. 
Nach wie vor herrscht – entgegen übrigens der Bundessatzung der CDU – ein 
reines Delegiertensystem in der Hamburger CDU. Anstatt diese kleine Partei 
im CCH oder hier im Hause an der Trostbrücke antreten zu lassen, um jedem 
Mitglied die Möglichkeit der Teilnahme an der Auswahl innerparteilicher 
Kandidaten zu ermöglichen. 
 
So, wie lautet der Befund: Die Kungelkreise sind immer noch da. Sie sind 
nicht abgeschafft oder entmachtet worden. Wie lange geht das noch? Das Aus-
maß an Manipulation ist allerdings begrenzt worden, weil man Sorge hat, wie-
der das Verfassungsgericht oder Gerichte im Nacken zu haben. Aber sonst hat 
man alles beim Alten gelassen. Den Schlüssel hierfür lieferte das Listenwahl-
recht, um die innerparteiliche Elitenherrschaft aufrechtzuerhalten. Doch jetzt 
sollte eigentlich ein neues Zeitalter beginnen.  
 
 
4. Die Einführung des neuen Wahlrechts und dessen Wirkungen 
 
Wir haben (Herr Mackensen hat es gesagt) seit Juni 2004 ein neues Wahlrecht. 
Dazu komme ich gleich noch. Zuvor aber – und das ist ja auch symptomatisch 
– gab es eine Enquete-Kommission in der Bürgerschaft, die darüber nachge-
dacht hat (1992): wie können wir das Hamburger Parlament stärker demokrati-
sieren. Und zwei Faktoren wurden besonders herausgestellt. Einmal Volksge-
setzgebung, die es in Hamburg zu diesem Zeitpunkt nicht gab  (anders übri-
gens als in den konservativ regierten südlichen Ländern der Bundesrepublik – 
und wie im Osten Deutschlands). Und zweitens: ein neues Wahlrecht, was die 
Personenkomponente bei der Wahl verstärken sollte. 
 
Was geschah nun in der Bürgerschaft?  
 
Es gab nach einigen Diskussionen immerhin die Bereitschaft, die Volksgesetz-
gebung einzuführen. Das ist 1996 erfolgt. Wogegen man sich aber mit Händen 
und Füßen wehrte, war: das alte Listenwahlverfahren abzuschaffen. Denn dann 
hätte man ja gerade den oligarchischen Ast abgesägt, auf dem die Parteien hier 
in Hamburg ihre Macht ausüben. Aus dieser Situation heraus – übrigens vor 
dem Hintergrund einer Veränderung des bundesdeutschen Klimas – stellte sich 
die Frage: kann man nicht fünfzig Jahre nach Kriegsende diesen selbstbewuß-
ten, mündigen Bürgerinnen und Bürgern auch zugestehen, durch mehr unmit-
telbare Einflußnahme über die Zusammensetzung von Parlamenten zu ent-
scheiden – und eben nicht nach dem Listenwahlrecht?  
 
Ein Hinweis zur Veränderung des bundesdeutschen Klimas: Nach dem Kriege 
hieß es anfangs bei vielen noch: „Die Demokratie muß vor den Deutschen ge-
schützt werden!“ (deshalb negierten auch die Verfassungsväter die Volksge-
setzgebung auf Bundesebene)   
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Umfragen geben über alle mir bekannten Daten diesen nach direkter Demokra-
tie verlangenden Klimawechsel wieder. In Hamburg tat sich nichts – innerhalb 
des Parlaments! Aber da gab es eine Initiative – nämlich der Verein für mehr 
Bürgerrechte – dem es glückte (eine ungeheure Leistung!!!), innerhalb kurzer 
Jahre eine Volksinitiative zu starten. Indem dieses Vorhaben glückte (und man 
muß sagen ein Novum in Hamburg – kein Novum in den süddeutschen Staa-
ten) – gelang es dieser Initiative mit dem Volksentscheid am 13. Juni 2004 ein 
neues Wahlrecht zu etablieren – und zwar gegen den geschlossenen Wider-
stand der etablierten Parteien in der Bürgschaft (sie hatten darauf verwiesen, 
Herr Mackensen). 
 
Nun – vielleicht erleben wir dieses Wahlrecht  ja gar nicht in 2008. Dann näm-
lich nicht, falls die CDU ihre Vorstellung durchsetzt.  
 
Was also ist – oder muß man sagen: w a r  der Kern dieses neuen Wahlgeset-
zes? 
 
Es ging darum, uns Bürgerinnen und Bürger verbesserte Einflußrechte darauf 
einzuräumen, daß wir tatsächlich darüber befinden, wer in die Bürgerschaft 
kommt. Also nicht sozusagen: „Partei A / Partei B“, sondern Einfluß zu neh-
men auf die  R e i h e n f o l g e  d e r  K a n d i d a t e n ,  wobei das natürlich or-
ganisiert sein will. Jetzt will ich hier nicht alle die Details nennen. Die sind ja 
zumeist bekannt. Es mußten als Teil dieses Wahlgesetzes zunächst Wahlkreise 
eingerichtet werden. Das war das Erste. Die gab es zuvor in Hamburg nicht. 
Und man unterschied zwischen einer auf der Landesliste und zwischen in den 
Wahlkreisen zu wählenden Kandidatinnen und Kandidaten. Dann: jeder Bür-
gerin und jedem Bürger wurden zehn Stimmen zugebilligt. Und jetzt kommt 
etwas, was zunächst einmal für jeden Hamburger fremd klingt - von der reinen 
Begrifflichkeit her: ich habe lange Zeit in München gelehrt und da ist es ganz 
selbstverständlich: wenn man sagt „Kumulieren und Panaschieren“. Nun – 
was bedeutet das? 
 
Ich kann mit diesen zehn Stimmen  – anders als früher (da hatte ich nur eine 
Stimme) – hingehen und nehme mir jetzt die Wahlkreiskandidaten vor. Für die 
habe ich fünf Stimmen. Die stehen auf einer Liste, sagen wir mal: auf einer 
Liste der CDU. Da nehme ich die Person auf Platz 10 und gebe ihr alle meine 
fünf Stimmen. Wenn wir das alle täten, würde diese Person auf Platz zehn 
nach vorn rücken. Und wenn die Spitzenleute auf dieser Liste keine Stimmen 
bekämen, dann würden sie raus fliegen! Das heißt: wir bekämen substanziell 
Einfluß auf die Personenauswahl derjenigen, die ins Parlament kommen. Das 
gleiche Spiel bei der Landesliste.  
 
Dort hätten wir nach dem Wahlgesetz der Bürgerinitiative ebenfalls fünf 
Stimmen gehabt. Das Ergebnis mit der Verfügung über jeweils fünf Stimmen 
wäre gewesen: wir  hätten wirklich substanziell Einfluß nehmen können dar-
auf, wen wir ins Parlament gebracht hätten. Wir hätten es auch geschafft, un-
liebsame Personen, die vorher ja durch die Liste abgesichert wurden, rauszu-
kegeln!  Das wäre ein enormer demokratischer Fortschritt gewesen.  
Ja, wäre das  r e v o l u t i o n ä r  gewesen? Hätten wir damit in Hamburg (sa-
gen wir mal) das politische System umgestülpt? Nein. Denn es wäre nichts 
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Weiteres passiert als uns  a n z u g l e i c h e n  an die süddeutsche Kommunal-
verfassung. Denn dort (wo sie hingucken: von Bayern, Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Hessen – selbst jetzt in den ostdeutschen Ländern)  g i l t  die-
ses Wahlrecht bereits.  
 
Das heißt: ich kumuliere (d. h. ich häufele Stimmen). „Panaschieren“ heißt üb-
rigens Folgendes: es kann doch sein (das würde uns doch einen enormen Ein-
flußgewinn verschaffen), ich gucke mir die Liste CDU an und die Liste der 
SPD und stelle fest, ich habe auf der CDU-Liste eine Frau: die kriegt von mir 
drei Stimmen. Jetzt habe ich aber noch zwei Stimmen. Da gucke ich auf die 
SPD-Liste und finde dort eine Person, die ich ebenfalls gut finde. Die kriegt 
die andern zwei Stimmen. Das heißt: ich kann zwischen den Listen hin und her 
pendeln. Das ist das berühmte „Panaschieren“.  
 
Ist nun alles passe!? ! … nicht ganz! Denn es müßte ja jetzt noch gefragt wer-
den: „wieso geht das nicht? Warum kann Hamburg nicht so  n o r m a l   sein 
wie die konservativ regierten Länder des Südens?“ 
 
Übrigens: was wäre in Bayern passiert? Wenn bei einer Volksgesetzgebung die 
bayerische Staatsregierung das ausgehebelt hätte? Da wären die Bauern mit 
Treckern und Mistgabeln zum Landtag gezogen und hätten diese Staatsregie-
rung erst einmal M o r e s  g e l e h r t ! In Hamburg ist verbreitete Stille! Wobei 
ich Problem habe, das zu verstehen! Denn immerhin haben wir hier doch ein 
freies Bürgertum, was eigentlich längst vor dem Rathaus stehen müßte, um zu 
blockieren oder zivilen Ungehorsam zu praktizieren. Aber das vielleicht zum 
Ende. 
 
Nochmals: War das nun etwa revolutionär mit dem neuen Wahlrecht? 
 
„W ä r e “ – ich muß ja im Konjunktiv reden!  Eigentlich nur das: Übernahme 
eines sich vom Süden nach Norden durchfressenden Wahlrechts.  Im Osten ist 
es schon angekommen. Übrigens:  immer gegen den Widerstand der jeweils 
herrschenden Parteien – auch in Nordrhein-Westfalen!  
 
Aber: jetzt sind wir beim Kern. Denn dieses Wahlrecht steht gegen das einsei-
tige E l i t e n - A u s w a h l - M o n o p o l  der Parteien: die verlieren nämlich die 
Kontrolle darüber, wer in die Bürgerschaft kommt! Die Kontrolle wäre verlo-
ren gegangen. 
 
Aber die Parteien wären gar nicht vollständig entmachtet worden! Denn es wä-
re in Wirklichkeit eine  B a l a n c e  entstanden: die Parteien hätten weiterhin 
ihre Kandidaten aufgestellt. Die Listen wären Ihnen gebliebenen. Bloß was 
hätten wir tun können? Das „Ranking“ wäre u n s e r e  S a c h e  geworden: un-
sere Sache, um die Reihenfolge der dort abgebildeten Kandidatinnen und Kan-
didaten durcheinander zu wirbeln. 
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5. Der CDU-Angriff gegen das neue Wahlrecht. Hintergründe und Ziele 
 
Warum fand das neue Wahlrecht bei der Hamburger CDU keine Gnade? 
Ich komme zur Erklärung gleich zu einem Beispiel, was der CDU wie ein 
Schreck in die Glieder gefahren ist. Denn es gab für die CDU ganz wesentliche 
Anreize, dieses Wahlrecht wieder auszuhebeln. 
 
Zunächst noch: es geht vom Kern her – im neuen Wahlrecht – gegen die par-
teiinterne O l i g a r c h i e . Es geht vom Kern her gegen die kleinen Kreise, die 
über die Aufstellung der Kandidatenlisten befunden haben. Und da ist es inte-
ressant, daß die Hamburger CDU zwar der Volksgesetzgebung zugestimmt 
hat, nun aber die Notbremse zieht! Warum tut sie das? 
 
Das ist deshalb so merkwürdig, weil zu vermuten ist, daß, hätten wir ähnlich 
wie in Süddeutschland die Bürgermeisterwahl als D i r e k t w a h l , eine B ü r -
g e r m e i s t e r w a h l ,  – unser „Ole“ sich durchsetzen würde – nicht zwingend 
allerdings in zwei Jahren! 
 
Und all das wird verhindert! Man will zurück zum alten Zustand! Aber auf der 
anderen Seite: keine Partei hätte den Mut offen zu sagen: „weg mit diesem 
durch Volksinitiative entstandenen Wahlrecht und geht zurück wieder zu dem 
alten Listen-Wahlrecht!“ Also muß man es geschickter machen: 
 
Man muß ein wenig in die Innereien der CDU gucken: ich vermute mal, hier 
sitzen sogar einige CDU-Mitglieder. Und wenn ich hier so pauschal von der 
Partei rede, müßte deutlich geworden sein, daß das, was ich hier vortrage, zu-
nächst eine Pauschalierung, eine unzulässige Vereinfachung dessen ist, was ich 
auf den Begriff bringe. Denn es geht ja an dieser Stelle gar nicht um die Mit-
glieder der CDU. Die haben von alledem ja gar nicht so recht etwas mitge-
kriegt! 
 
Es geht hier um einen kleinen Zirkel innerhalb der Partei, der plötzlich die Ho-
sen voll hatte, und der sich sagte: “wir müssen jetzt Schritte unternehmen, da-
mit auf keinen Fall 2008 das neue Wahlrecht zur Wirkung gelangt!“  
 
So - jetzt muß man mal an ein paar Namen denken! Wenn wir an die alte 
„Echternach-CDU“ denken – ich spreche von Vergangenheit – wer wird dann 
der Spiritus Rektor diese Entwicklung gewesen sein? Sein Adlatus Dirk Fi-
scher – und wer noch? Echternach persönlich. Und ich muß von ihm reden, 
obgleich er doch kürzlich gestorben ist.  
 
Er ist wieder (wie stets zuvor) der böse Geist der CDU! Er hat die innerpartei-
liche Opposition, die es ja gab – etwa in Altona (ein starker Kreisverband, der 
alle Anstrengungen unternommen hat, genau innerparteiliche Demokratie her-
zustellen)iv –  er war dafür verantwortlich, die Reformen dort niederzubügelnv.  
 
Und dann gab es – und das ist Auslösepunkt – im November 2004 eine Klau-
surtagung in Jesteburg: da sind gleichsam die Würfel gefallen! Dort wurde 
drohend folgendes Beispiel vor Augen gestellt (das fuhr allen in die Glieder): 
es gäbe eine Frau Prof. Ursula Männle (eine führende CSU-Abgeordnete und 
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Bayerische Staatsministerin für Bundesangelegenheiten)vi, die bei den letzten 
Landtagswahlen auf Platz drei, („per Proporz“), gesetzt worden war. Sie war 
die „Konzessions-Frau“ – nach Stoiber und Beckstein.  Platz drei. Nach dem 
normalen alten Wahlsystem in Hamburg wäre diese Dame sicherlich durch-
marschiert. Nun haben glücklicherweise die Bayern das Recht zu kumulieren 
und zu panaschieren. Was ist passiert, als die Wahlurnen geschlossen waren? 
Diese gute Frau landete auf Platz 42 und flog aus dem Landtag! Wer hatte das 
bewirkt? Die bayerischen Wählerinnen und Wähler!  
 
Und dieses Beispiel - wie ein Menetekel  an die Wand gemalt - schloß die Rei-
hen der Hamburger CDU-Größen in Jesteburg, so daß man - unter der Führung 
des Parteichefs Dirk Fischer - sagte: „wir müssen was unternehmen!“ Echter-
nach gab noch die Parole aus: „wir müssen die CDU vor diesem Desaster ret-
ten - das ist eine Pflicht geradezu! Die drohende Katastrophe“ – so sprach er - 
„aufzuhalten trotz Aufschrei in der Stadt!“ 
 
Ich sehe keinen Aufschrei! Da hatte Echternach nicht genügend Instinkt! Der 
hat die Hamburger maßlos überschätzt! 
 
Ja – und jetzt wieder ein Zeitsprung: jetzt kommen wir zu dem, was nach eini-
gem Rumoren, nach einigen Startversuchen (trial and error) das eine oder an-
dere mal versucht wurde: „wie weit können wir da wohl gehen?“ – das war 
hier die Frage… und nach Anhörungsprozessen (man hat ja noch Verfassungs-
rechtler zu Rate gezogen) hat man da auch noch leichte  F i l i g r a n a r b e i t  
walten lassen – und nun hat man einen Gesetzentwurf vorgelegt, eine Novelle, 
die zunächst und auf den ersten Blick kaum Änderungen aufweist. Da ist vieles 
so wie 2004 schon durch Volksentscheid herbeigeführt. Aber jetzt schauen wir 
mal genau hin: ein Blick auf die Details, wie ein „roll back“ stattfinden soll: 
Details, die dafür kennzeichnend sind.  
 
Einmal: es bleibt bei der Landesliste und den Wahlkreisen. Da gibt’s keine 
Differenz. Was passiert aber mit der Landesliste? Es wurde wieder herbeige-
führt: der alte Zustand!  
 
Das heißt: wir als Bürgerinnen und Bürger haben in Wirklichkeit keine Stim-
men mehr, um die Rangplätze zu verändern. In Wirklichkeit werden mit die-
sem Verfahren  5 0  A b g e o r d n e t e  b e r e i t s  v o r a b  u n s e r e m  E i n -
f l u ß  e n t z o g e n . Wir haben den alten machtlosen Zustand, nur „Liste A“ 
oder „Liste B“ ankreuzen zu können. Nun könnte man sagen: „nur die Hälfte 
des Einflusses wurde uns genommen. Da bleibt ja noch die andere Hälfte. 
Denn es bleibt ja bei den Wahlkreisen!“ Ja – es bleibt bei den Wahlkreisen. 
Diese Übrigens sind unterschiedlich stark (da könnte man auch Betrachtungen 
anstellen – mache ich aber nicht – ist zu kompliziert).  
 
Wir behalten sogar die vorgesehenen fünf Stimmen. Also: wie gewollt! Der 
Dreh ist jetzt folgender: ich bekomme  als Wähler dann, wenn ich meine Wahl-
kreisabgeordnete wähle, Parteilisten: und die sind nun wieder mit Plätzen be-
legt: 1 – 2 – 3 - 4. Da sag ich mir: „da ist doch auf Platzt 10 (obgleich nur vier 
durchkommen) eine Person, der gebe ich meine fünf Stimmen – und zwar in 
der Hoffnung, damit schiebe ich sie nach oben. Das ist doch Kumulierenden! 
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Jetzt hat die CDU eine Art  Q u o r u m  eingeführt - es geht um ein 1/3- Quo-
rum – (ist zu kompliziert – will ich nicht weiter erläutern – kann man dann klä-
ren, wenn wirklich Bedarf besteht). Der Effekt dieses Quorums (oder der „Re-
levanzschwelle“ – klingt doch sehr schön) ist: wir können ankreuzen, kumulie-
ren und panaschieren wie wir wollen, wir werden die Leute die hinten stehen, 
nicht nach vorne kriegen! (zustimmende Lacher) 
 
Das heißt:  wir kriegen in beiden Fällen auf Landeslisten wie auch auf Wahl-
kreislisten genau das im Endergebnis, was  i n n e r p a r t e i l i c h   auf die Listen 
geschrieben wurde – und damit im Endeffekt (obgleich sich kaum etwas ver-
ändert hat – nur zwei „Stell-Schrauben“ wurden verändert) ein Zurück zum al-
ten Zustand! 
 
Wir dürfen also – als wenn man uns erfreuen will – eine P s e u d o p a r t i z i -
p a t i o n , eine P l a c e b o - P a r t i z i p a t i o n   betreiben. Ha, haben wir viele 
Stimmen! Aber die Wirkung dessen wird nicht eintreten, wie wir’s uns erhof-
fen. Eine Frau Professor Männle wird es auf keinen Fall in Hamburg geben! 
 
Was ist der Effekt? Ich zitiere mal einen Zeugen, der nicht irgendeiner Partei  
zuzuschreiben ist.  
 
Das ist der Redakteur des Hamburger Abendblattes Matthias Schmook, in 
seinem Kommentar vom 15. Juli 2006 sagt er: „Das ist eine Beerdigung des 
Wahlrechts“ 
 
B e e r d i g u n g .  „Das im Jahre 2004 versenkte Wahlrecht kommt wieder - 
Versehen mit ein paar Schönheitsoperationen“. 
 
Das heißt: wir kriegen (versteckt) das alte Listenwahlrecht wieder aber in einer 
Verpackung - zum Schein - wie das neue Wahlrecht. Was wird erreicht? Die 
Rückverlagerung der Macht über den Wahlausgang – raus aus der Wahlkabine 
– hin in die Hinterzimmer der Parteien.  
 
Das ist ja alles zunächst  n i c h t  a l l e s  schlecht: denn die Parteien s o l l e n  
Kandidaten aufstellen.  Aber uns muß am Ende das ausschlaggebende Stimm-
recht gewährt werden: um sagen zu können, die kommen rein und die fliegen 
raus oder bleiben draußen. Das wird uns verwehrt! Und nun mal ehrlich: der 
Volksentscheid der Bürgerinnen und Bürger Hamburgs wird glatt mit Füßen 
getreten! Anders kann man es nicht nennen.  
 
Ich habe den Eindruck: der Geist Echternachs beherrscht immer noch die an-
geblich geläuterte CDU und es ist einmalig – ich kenne kein einziges internati-
onales Beispiel – wo eine Partei oder eine herrschende Gruppe ein durch 
Volksentscheid zustande gekommenes Wahlgesetz zu einem Zeitpunkt kas-
siert, da es noch nicht einmal erprobt werden konnte. Das heißt: wir behalten 
nicht einmal das Recht zu probieren ob es klappt! Warum? Die Sorge der CDU 
ist zu groß, daß schon bei der ersten Erprobung bestimmte Leute aus der Bür-
gerschaft rausfliegen. Und genau das soll verhindert werden. 
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Irgendwie – d i e s e  P a r t e i  d e s  f r e i e n  u n d  d e s  w e l t o f f e n e n  
H a m b u r g s  e n t z i e h t  u n s  m ü n d i g e n  B ü r g e r n  B e t e i l i g u n g s -
r e c h t e . 
 
Ich will’s mal so auf den Punkt bringen:  wir haben alle mitbekommen, daß die 
CDU-Oberen natürlich sichergestellt haben, daß nicht von v o r n h e r e i n  Ver-
fassungsrecht gebrochen wird.  
 
Aber es gibt für mich auch d e m o k r a t i s c h e  A n s t a n d s n o r m e n  - und 
die sind so existenziell, daß etwa ein Kollege von mir – (Politik-Professor) 
Wolfgang Merkel aus Berlin – für das Funktionieren der Demokratie zugrun-
delegt, daß die Herrschenden bereit sind, sich zu den fundamentalen Spielre-
geln einer konstitutionellen demokratischen Ordnung zu bekennen. Und dazu 
gehört: wenn das Volk gesprochen hat, ohne wenn und aber das zu akzeptie-
ren, was das Volk gesagt hat. Und hiergegen verstößt die Hamburger CDU. 
(sehr starke Beifall) 
 
Ich persönlich komme mir vor, wie auf einem anderen Planeten (Lacher). Daß 
das alles in Hamburg passieren kann, ist ein unglaublicher Skandal!  
 
Warum nur das? Wenn doch gleichzeitig alle Umfragen (nicht nur Hamburg) 
sondern auch im Bundesgebiet eines signalisierten: die B ü r g e r i n n e n  u n d  
B ü r g e r   w o l l e n  e i n e n  m a s s i v e n  A u s b a u  d e r  d i r e k t e n  d e -
m o k r a t i s c h e n  B e t e i l i g u n g . Über 70 Prozent – wie die jüngsten Um-
fragen sagen – wir wollen nicht, daß die Politiker in den Hinterzimmern über 
Plätze im Parlament entscheiden, sondern die Bürger: w i r  s e l b s t  w o l l e n  
e n t s c h e i d e n . Übrigens: je näher man auf die städtische Ebene kommt, des-
to höher hier der Wunsch direkt mitwirken zu können.  
 
Die CDU blockt dies ab. 
 
Und was soll das eigentlich für die Zukunft bedeuten: haben wir nicht jetzt 
schon ein Klima in Deutschland und auch in dieser Stadt, wo etwa das, was 
man als Vertrauen den Politikern entgegenbringt,  T i e f s t w e r t e  erreicht!? 
Die Parteien eingeschlossen! Was soll daraus werden?  
 
Wenn wir als Bürgerinnen und Bürger verspüren, daß wir, wenn wir entschie-
den haben, nicht ernst genommen werden, und dies (so muß ich es festhalten – 
erlauben Sie mir, das nicht als Populismus abzutun) dieses alles schert eine 
CDU-Clique um Dirk Fischer und Bernd Reinert nicht. Einzelne CDU-Abge-
ordnete in der Bürgerschaft haben versucht, gegenzuhalten – sie wurden nie-
dergebügelt. Auch das muß hier erwähnt werden (erst waren es fünf „Dissiden-
ten“ in der Bürgerschaftsfraktion der Hamburger CDU. Dann kippten drei aus 
Wandsbek. Zu welchem Preis? In der Presse hat es leider nicht gestanden - 
dann drehten auch zwei Altonaer MdHB’s bei)vii. 
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6. Die Rolle des Bürgermeisters von Beust und das Wahlrecht 
 
Und was macht unser Bürgermeister? 
 
Er sagt: das geht ihn nichts an. Er sagt: das geht ihn nichts an! Das sei Angele-
genheit des Parlamentes, der Bürgerschaft.  
 
Aber: ist er nicht ein Bürgermeister aller Hamburgerinnen und Hamburger? 
Muß er nicht Einhalt gebieten und sagen: Stopp! Stopp mit diesem Skandal der 
eigenen Partei gegenüber! Der denkt nicht daran. Warum? Er hat an all den 
Vorentscheidungen persönlich mitgewirkt. Bloß darüber wird nicht geredet! 
Wo war er mit anwesend und hat „HALT!“ gerufen? 
 
In Jesteburg - als das alles eingetütet wurde? Hier an diesem Ort war die Orts-
vereinsvorsitzendenversammlung der CDU. Er saß dabei. Er hatte niemals 
„HALT“ gesagt! Das ist Unrecht! Das ist nicht anständig! Er war dabei! 
 
Das heißt: wir haben ein Bürgermeister, der sich mit der A u r a  e i n e s      
ü b e r p a r t e i l i c h e n  i d e e l l e n  G e s a m t - H a m b u r g e r s  umgibtviii.  
Die Wirklichkeit aber: er steckt inmitten dieses manipulativen Prozesses des 
Wahlrechts. (anhaltender Beifall) 
 
Der Bürgermeister muß Farbe bekennen! 
 
Auf welcher Seite steht er? Ihn zu zwingen ist schwer. Aber er ist es, der ver-
deutlichen und auf welche Art auch immer klar stellen muß, daß er hinter die-
sem Treiben steht oder daß er diesem Treiben Einhalt gebietet. 
 
Es gibt ein Beispiel: es gab schon einmal einen Versuch, im Schatten gewis-
sermaßen der Öffentlichkeit, die Diäten der Abgeordneten anzuheben – und 
zwar heftig! Das kam dann durch einen Eklat an die Öffentlichkeit und in der 
Öffentlichkeit dann zu einem Halt. Und wer setzte sich an die Spitze, um zu 
sagen: „Schluß damit!“  ? und das dann auch durch zu setzen,- es war der da-
malige Bürgermeister Voscherau.  
 
Diesen Rat sollte man dem Bürgermeister Beust geben: „Übe dich am Beispiel 
des Vorgängers – damit die Demokratie in Hamburg intakt bleibt!“ 
 
Vielen Dank, daß sie mir zugehört haben. 
 
(lang anhaltender starker Beifall) 
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Anmerkungen und Hinweise 

                                                 
i  Diese Vortragsnachschrift (nach Tonmitschnitt) wurde im Hinblick auf leichtere 
Lesbarkeit  zurückhaltend  bereinigt, der Redecharakter erhalten. Der Redner sprach 
frei nach Stichworten und verzichtete auch auf das Mikrophon. Der Text ist autorisiert. 
Die Anmerkungen auf dieser Seite 13f sowie diverse Anhänge und Hinweise werden 
redaktionell hinzugefügt. 

 
ii  Die Gruppe um Jürgen Echternach ist seit den 60er Jahren personalkonstant 
und bestand 1969 eine Herausforderung durch den Altonaer Kreisverband der JU, 
angeführt von Stephan Reimers. Ein Abwehr-Pamphlet aus dieser Zeit enthält – mit 
einer Ausnahme - sämtlich bekannte Namen, die bis heute zum Oligarchen-System 
gehören und Einfluß auf den Hamburger Senat haben →ANHANG-1 
 
 In Sachen Parteienfinanzierung pflegten diese Kreise lockere Sitten: ein so 
genannter „sicherer Listenplatz“ für den Bundestag konnten Lobbyverbände k a u -
f e n . Als unanständig galt nur, wenn die „Käufer“ den zuvor abgemachten Preis nach 
der Wahl nicht zu berappen bereit waren. Das galt als extrem u n a n s t ä n d i g , weil 
man die Käufer ja nicht vor einem ordentlichen Gericht verklagen könne. Vgl. „Halbe 
Million für guten Listenplatz?“ - MOPO vom 12.08.’71 → ANHANG-2 
 
iii  1992 reagierte die Presse bereits durchgehend skeptisch auf CDU-interne  
„Reformen“. Vgl. „Kandidatenkür im Fünfer- oder Zehnerpack?“, in: taz hamburg, 
07.01.1992 – stellvertretend hier im →ANHANG-3 
 
 Zur Berechtigung dieser Skepsis ist das CDU-interne Wahlanfechtungsverfah-
ren von Ralf Dieter Fischer illustrativ, der bei der Kandidatenaufstellung für 1997 „als 
Beispiel dafür herhalten“ (so Fischer) mußte, daß noch in der Vertreterversammlung 
ein Gegenkandidat die Chance habe, den Listenvorschlag von Dirk Fischer, Ole von 
Beust etc abzuändern. Ralf Dieter Fischer, der dem berüchtigten „Magdalenenkreis“ 
nicht angehörte, hatte sich 1993/94 nachhaltig skeptisch gezeigt, daß das Blockwahl-
Verfahren hinreichend reformiert sei, um erneut ein Verfahren vor dem Verfassungs-
gericht auszuschließen. 1997 sei nicht einmal das Wahlgeheimnis organisatorisch 
gewährt gewesen. Die Sitzungsleitung hatte 1997 Joachim Lampe (beruflich: stv. In-
tendant des NDR), der in jugendlichen Zeiten als Geschäftsführer der JU für die be-
rüchtigten „fliegenden Bezirke“ verantwortlich gewesen sei. 
 
Nachweise zu Defiziten der „Reform“ finden sich auch in der Hamburger Dissertation 
von Christoph Huber: „Innerparteiliche Reformen - Ursachen, Verlauf und Problematik 
von Reformprozessen – dargestellt am Beispiel der Reformdiskussion von 1991/92 
des CDU-Landesverbandes Hamburg“ - online erhältlich: 

http://www.sub.uni-hamburg.de/opus/volltexte/1999/42/html/index.html 
 
iv  2001 wurde in Altona nach fast zehnjähriger Debatte ein bemerkenswerter 
Kompromiß geschlossen: die Delegierten-Ebene bewahrte sich das Recht eines „Zu-
stimmungsvorbehaltes“. Das ist also eine Art „Vetorecht“ für Personalbeschlüsse, die 
per Mitglieder-Volksentscheid zustande gekommen waren. Dieses zeigt, daß die 
„Delegierten“ in Altona in Wirklichkeit keine Delegierten sind sondern Teil des Oligar-
chen-Systems – dessen „Stimmvieh“! Vgl. Chronologische Tafel zur Altonaer Reform 
von Dirk Ahlers (03.04.2004) →ANHANG-4 
 
v  Jürgen Echternach hat sich nach dem Debakel 1992, als die Bürgerschafts-
wahl wegen der Verfassungsverstöße wiederholt werden mußte, nur in der Öffentlich-
keit zurückgehalten. Innerhalb der Partei zog er wie zuvor die Fäden – geräuschlos. 
Beim Verrat der Altonaer Reformer (Eckart van Hooven) nach 1994 allerdings tat 
sich Ole von Beust an der Seite von Dirk Fischer hervor, der Echternach inzwischen 
beerbt hatte. So schob sich Ole von Beust auch nach vorne: von Beust, dessen Auf-
stellung für die Bürgerschaft (nach drei Legislaturen) wegen seiner Zurückhaltung als 
MdHB gar durch seine Freunde im „Magdalenenkreis“ gefährdet gewesen war.  
 
Eindrucksvoll: Schilderungen zur Rolle des Eckart van Hooven und der Spiel des Ole 
von Beust liegen in Interviews vom 03.04.’04 vor - anläßlich der Kreiswahlen in Alto-
na, auf denen die Reformer nach Satzungs-Querelen und Streit vorm Schiedsgericht, 
Streit um den Versammlungsort ihrer Ämter verlustig gingen. →ANHANG-5 
  
vi  1994-198 Bayerische Staatsministerin für Bundesangelegenheiten 

http://www.bayern.landtag.de/lebenslauf/lebenslauf_555500000078.html | 
 http://www.csu-landtag.de/abg/maennle/default.asp 

Administrator
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vii  Presse: 
 http://www.mehr-demokratie-hamburg.de/?page=pressespiegel 
 
viii  vgl. Raschke/Wiesendahl, 2004, „Der schöne Schein von Hamburg“, in: 
Frankfurter Rundschau (22.01.04, S.9); „Profil: keine Eigenschaften“, in: Tagesspiegel 
(19.02.04, S. 16) sowie NDR TV-Magazin ZAPP (22.02.04);  
NDR - PANORAMA (26.02.04) - VIDEO abrufbar über: 

http://www.ndrtv.de/panorama/archiv/2004/0226/springerpresse.htm 
Außerdem: 

http://www3.ndr.de/ndrtv_pages_std/0,3147,OID1095144_REF2410,00.html 













Mitglieder der Reformgruppe Altona/Elbvororte 
Interviews: Kreisparteitag CDU Altona-Elbvororte (03.04.’04)  

 
Sehr skeptisch bin ich heute. Meine Meinung steht fest, dass ich hier 
sage: heute ist die Mitglieder-Reform im Kreisverband Altona zu Gra-

be getragen worden! Ich glaube dem Vorsitzenden nicht, was er heute gesagt 
hat. Dafür bin ich zulange in dieser Partei und habe zu viel Erfahrung in Bezug 
auf das, gerade was den neuen Vorsitzenden anbelangt.  

 
Ich bin seit 1994 in der Gruppe Partei-Reform dabei: die hat dies zunächst an-
gefangen mit Dr. van Hooven; da haben wir uns sehr bemüht, dieses voranzu-
treiben und wir sind eigentlich immer enttäuscht worden. Wir haben gute Kan-
didaten gehabt. Dr. van Hooven ist damals umgefallen. Das ist einfach so! Ich 
bin seit 1981 Mitglied in der Partei. 

 
Die alten Echternach-Zeiten – ne, ne dazu möchte ich nichts mehr sagen. Ich 
bin nie im „Magdalenenkreis“ gewesen. Gottes willen – da werd ich nichts zu 
sagen! Ich habe da meine eigene Meinung. Ich habe heute sehr deutliche Worte 
gesagt und dabei bleibe ich auch – das können Sie gerne so senden!  

Marlies Wordtmann. Ich komme aus dem Ortsverband Iserbrook.  
 

Ihre Parteifreundin Sibylle Dralle: 
Die Reformbewegung begann eigentlich damit, daß man Jürgen    
Echternach und sein System ablösen wollte: daß man die Mitglieder 

entscheidenden lassen wollte. Da hat sich eine Reformgruppe Altona-Elbvor-
orte zusammengeschlossen – und zwar mit Eckart van Hooven als G e g e n -
k a n d i d a t  zu Jürgen Echternach. Das hatte einen bravourösen Zulauf und 
Echternach ist ja dann auch abgelöst und ersetzt worden durch Eckart van 
Hooven. Dann hat aber leider Eckhart van Hooven mit der Partei-Spitze ge-
kungelt: nämlich mit  Dirk Fischer und Ole von Beust hat er damals ein Ge-
heimpunkte-Programm ausgehandelt (13 oder 18 Punkte), die klar dem zuwi-
der liefen,  wofür er von der Reformgruppe beauftragt war. Davon hat er der 
Reformgruppe aber nichts gesagt.  

 
Ole von Beust hat so einfach diese Punkte veröffentlicht und hat damit 
klar gemacht, daß Eckart van Hooven seine eigenen Parteigänger verra-
ten hat. Damit ist er dann von der Reformgruppe fallen gelassen worden. 
Damit, daß man einen f a l s c h e n  Kandidaten aufgestellt hat –  das war 
das Ende dieser Reformbewegung.  

 
Da kam dann Dirk Ahlers, um das ganze noch einmal zu beleben. Er hat sehr 
viel Zeit und Geld und Mühe aufgewandt. Ein Zeitaufwand – als Unternehmer 
– nebenbei er hat versucht das voranzutreiben, damit die Mitglieder etwas zu 
entscheiden haben. Wieso soll jemand zu einer Mitgliederversammlung kom-
men, wenn er gar nichts zu entscheiden hat? Dann bleibt man weg und sagt 
„meine Stimme reicht ja auch!“ So kriegt man ja auch keine neuen Mitglieder, 
wenn man nichts entscheiden darf und am heutigen Tage ist diese Entwick-
lung, unsere Reform, so ziemlich lädiert worden. Die alten Funktionäre, die an 
ihren Posten festhalten und nicht von der Gunst ihrer Mitglieder abhängig sein 
wollen: die sind heute wieder gewählt. 

 
Eigentlich sehe ich sehr aggressive Gegner in den Gegnern der Satzungs-
reform: gegen die Befürworter also, daß Mitglieder die Kandidaten mit-
bestimmen sollen. Das möchten die eben nicht – und zwar genau  dieje-
nigen, die ihre Posten haben. Die möchten ihre Posten  s i c h e r  haben.  

„

„
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